
Auszeichnungen

In Würdigung hervorragender Verdienste um die Ver­
ständigung und die Freundschaft der Völker und um die 
Erhaltung des Friedens wurde

Prof. em. Dr. Peter Alfons Steiniger,
Präsident der Liga für die Vereinten Nationen 

in der DDR,
mit dem Orden „Großer Stern der Völkerfreundschaft“ in 
Gold ausgezeichnet.

In Würdigung hervorragender Verdienste beim Aufbau 
und bei der Entwicklung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung und der Stärkung der DDR wurde 

Elfriede Göldner, 
wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht, 

mit dem Vaterländischen Verdienstorden in Silber ge­
ehrt.

In Anerkennung hervorragender Verdienste beim Aufbau 
und bei der Entwicklung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung und der Stärkung der DDR erhielten 

Dr. Hans Leichtfuß,
Mitarbeiter des Zentralkomitees der SED, 

Johanna Rietscher,
Mitarbeiter des Zentralkomitees der SED,

Max Ulbrich, 
ehern. Direktor des Kreisgerichts Görlitz-Stadt, 

den Vaterländischen Verdienstorden in Bronze.

Für langjährige hervorragende Leistungen bei der Ent­
wicklung der sozialistischen Rechtspflege wurde 

Elli Schmidt,
Richter am Bezirksgericht Rostock,

die Medaille für Verdienste in der Rechtspflege in Gold 
verliehen.

In Anerkennung hervorragender Verdienste bei der Ver­
wirklichung der Gleichberechtigung der Frau und beim 
Aufbau des Sozialismus in der DDR erhielten 

Martha Franke,
Direktor des Kreisgerichts Leipzig-Nordost,

Prof. em. Dr. Lucie Haupt,
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, 

Gertrud Jacobs,
Stellv. Abteilungsleiter am Obersten Gericht,

anläßlich des Internationalen Frauentages 1975 die 
Clara-Zetkin-Medaille.

In Anerkennung und Würdigung hervorragender Ver­
dienste bei der sozialistischen Erziehung der Jugend 
wurde

Dr. Lothar Reuter,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR,

mit der Artur-Becker-Medaille in Gold ausgezeichnet.

— die Sicherung von nicht sofort zu behebenden Ge­
fahrenstellen durch entsprechende Verkehrszeichen 
(§ 10 Abs. 4),

— die Errichtung und Instandhaltung von Stütz- und 
Geröllmauern (§ 19).

Diese hier nur beispielhaft aufgezählten wesentlichen 
Aufgaben machen deutlich: Als staatliche Aufgaben 
werden jene erfaßt, bei denen es sich um die grundsätz­
liche Leitung und Planung der Gestaltung des Straßen­
wesens und um die Kontrolle der Durchführung staat­
lich festgelegter Maßnahmen handelt, während wirt­
schaftlich-organisatorische und operative Aufgaben 
solche sind, bei denen es um die praktische Realisierung 
der im staatlichen Leitungsprozeß festgelegten Maßnah­
men geht.
Auch bei den Pflichten der Rechtsträger, Eigentümer 
oder sonstigen Nutzer von Grundstücken, die an öffent­
liche Straßen angrenzen (Anlieger), handelt es sich nicht 
um die Erfüllung staatlicher Aufgaben (§ 18). Das gilt 
z. B. für die Sauberhaltung der an die Grundstücke an­
grenzenden öffentlichen Straßen, Wege und Plätze in 
Übereinstimmung mit den Festlegungen in den Orts­
satzungen.

Zur Verantwortung für die Erfüllung der Aufgaben aus 
der StraßenVO

Die StraßenVO beschränkt sich nicht darauf, die Auf­
gaben lediglich zu differenzieren, sondern legt zugleich 
fest, wer die jeweiligen Aufgaben zu erfüllen hat. So 
obliegt die Erfüllung staatlicher Aufgaben allein dem 
Ministerium für Verkehrswesen, den Räten der Be­
zirke, Kreise, Städte und Gemeinden (§§ 6 bis 10). Aus 
dem Charakter dieser Aufgaben folgt, daß ihre Erfül­
lung nicht auf nachgeordnete Betriebe und Einrichtun­
gen übertragen werden kann.
Differenzierter ist die Verteilung der wirtschaftlich­
organisatorischen und operativen Aufgaben. Das Mi­
nisterium für Verkehrswesen, die Räte der Bezirke, 
Kreise, Städte und Gemeinden haben nicht nur die ge­
nannten staatlichen Aufgaben wahrzunehmen, sondern 
sind gleichzeitig auch Rechtsträger der Straßen, die aus­
schließlich der öffentlichen Nutzung dienen (§§ 6 Abs. 4, 
7 Abs. 3, 8 Abs. 3, 9 Abs. 2). Insoweit sind sie grund­
sätzlich verpflichtet, auch für die Erfüllung der wirt­
schaftlich-organisatorischen und operativen Aufgaben zu 
sorgen (§ 10 Abs. 1). Diese Verpflichtungen können 
jedoch Einrichtungen und volkseigene Betriebe des 
Straßenwesens für die jeweiligen Rechtsträger erfüllen. 
Die Einrichtungen bzw. Betriebe sind den staatlichen 
Organen entweder direkt unterstellt und nehmen die 
Aufgaben gemäß den Bestimmungen der StraßenVO 
(§§ 6 Abs. 4, 7 Abs. 3, 8 Abs. 3, 9 Abs. 2) wahr, oder sie 
werden auf der Grundlage von Wirtschaftsverträgen 
tätig, die zwischen ihnen und den Räten der Städte und 
Gemeinden, denen Betriebe und Einrichtungen dieser 
Art nicht unterstellt sind, abgeschlossen werden (§ 9 
Abs. 3).
Wirtschaftlich-organisatorische und operative Aufgaben 
haben darüber hinaus auch die Rechtsträger und Eigen­
tümer der betrieblich-öffentlichen Straßen (§§ 3 Abs. 3, 
10 Abs. 3).
Die StraßenVO knüpft mit der Differenzierung der Auf­
gaben im Straßenwesen und der Regelung der Verant­
wortung für deren Verwirklichung an Festlegungen in 
den §§ 28, 42, 51 und 62 des Gesetzes über die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe in der DDR vom 
12. Juli 1973 (GBl. I S. 313) an, wonach die Leitung, Pla­
nung und Kontrolle des Straßenwesens Aufgabe der 
staatlichen Organe der verschiedenen Ebenen ist. Dies 
ermöglicht es den staatlichen Organen, die wirtschaft­

lich-organisatorische und operative Realisierung der 
staatlichen Aufgabenstellung den Betrieben und Ein­
richtungen zu überlassen, die nach ihrer Zweckbestim­
mung, ihrer Ausrüstung mit Produktionsmitteln und 
ihren Erfahrungen am besten dazu geeignet sind. Diese 
Verteilung der Aufgaben sichert, daß sowohl für die 
mit der Wahrnehmung betrauten staatlichen Organe und 
Betriebe als auch für die Bürger überschaubar ist, wem 
die verschiedenen Aufgaben obliegen.

Zur bisherigen Rechtsprechung wegen Ansprüchen aus 
Pflichtverletzungen der Straßenverwaltung und der 
Anlieger sowie bei Schäden aus einer Sondernutzung

Die Neuregelung der StraßenVO hat weitreichende Kon­
sequenzen für die Rechtsprechung. Um sie richtig zu 
verdeutlichen, ist zunächst auf die Rechtsprechung nach 
dem bisherigen Recht einzugehen.
Die auf dem Gebiet des Straßenwesens bisher geltenden
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